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Hauptschüler lernen ihren zukünftigen Beruf kennen

Um hei den Absolventen der Hauptschule das zu einer rich¬
tigen Berufswahl nötige Verständnis zu wecken , werden im lau¬
fenden Schuljahr zum ersten Mal sogenannte berufskundliehe Füh¬
rungen allgemein verpflichtend durchgeführt.

Es werden alle dritten Klassen der Wiener Hauptschulen
geeignete Lehrwerkstätten und Betriebe der metall - , holz - , leder
und textilverarbeitenden Gewerbe aufsuchen , die zu diesem Zwecke
besondere Führungsplane ausgearbeitet haben . Um die Exkursionen
im Unterricht gebührend vorbereiten zu können , werden die Klas-
senvörstände der dritten Klassen vor den SchülerFührungen mft
dem Gebotenen vertraut gemachte Es ist zu hoffen , daß durch die
berufsaufklärenden Führungen ein Beitrag zu einer richtigen Be¬
rufswahl beieistet werden kann.

Das Landstrasser Heimatmuseum zu den Feiertagen

Das Landstrasser Heimatmuseum bleibt Sonntag , den 25.
Dezember , und Sonntag , den 1 . Jänner 1950 , geschlossen.
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Der Wiener Fremdenverkehr im November

Das Statistische Amt der Stadt Wien veröffentlicht soeben
den Bericht über den Wiener Fremdenverkehr im November 1949 . Dar¬
nach wurden insgesamt 73 . 319 Übernachtungen gezählt . Es hielten
sich 5 . 140 Ausländer und etwa 20 . 000 Gäste aus den Bundesländern
in Wien auf . ;

Die meisten Fremden kamen aus ' Italien . Wien zählte aus
diesem Lande 786 Besucher . Aus den Vereinigten Staaten kamen 670,
aus der Schweiz 459 , aus Ungarn 325 und aus England 267 Gäste.
Im v/estbahnhofbunker wurden 5 . 327 Übernachtungen gezählt.

Eier - Sonderaufruf

Die Landesernährungsämter für Wien und für Niederöster¬
reich geben bekannt?

In Wien und in den Randgemeinden werden in nächster Zeit-
Kühlhaus - und Kalkeier ausgegeben . Auf den Abschnitt 18 der lau¬
fenden Lebensmittelkarte erhält jeder Verbraucher 2 Stück , ohne
Anspruch auf eine bestimmte Eiersorte.

Kalkeier kosten 96 g und Kühlhauseier 1 . 18 S pro Stück.
Die Vorarbeiten für die Ausgabe sind so weit gediehen , daß mit
dem Einzelverkauf im Laufe der nächsten Woche begonnen werden
kann.

Wiener Landtag

Der Wiener Landtag trat heute um fO Uhr zusammen . Prä¬
sident Marek ( SPÖ ) teilte zu : Beginn der Sitzung mit , daß die
Abg . Lr . Altmann ( LBl ) und Genossen eine Arfrage , betreffend die
Wahl von Landeshauptmann - Stellvertretern durch die Landesregie¬
rung und die Bestellung eines Mitgliedes der ÖVP zum Ersten Lan¬
deshauptmann - Stellvertreter , eingebracht haben . Diese Anfrage
wird schriftlich beantwortet werden.

Als er ster Punkt der Tagesordnung wurde der Ge setzesbe-
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Schluß vom 22 . Juli 1949 über die Widmung von Strafgeldern we¬
gen Übertretung von Wiener Rechtsvorschriften verhandelt.

Berichterstatter Stadtrat Reseh ,
( SPÖ ) hob hervor , Zweck' dieses Gesetzesbeschlusses sei es , den bis 1938 in Wien beste¬

henden Zustand wiederherzustellen , demzufolge Strafgelder , die
durch die Bundespolizeibehörden wegen Übertretungen von Landes¬
vorschriften eingehoben werden , dem Lande Wien zufallen . Gegenden ersten Beschluß hat die Bundesregierung gemäß Artikel 98
der Bundesverfassung Einspruch erhoben . Da aber der Magistrat
Wien der Auffassung ist , daß von einer Gefährdung von Bundesin¬
teressen nicht gesprochen werden kann und die gegenständliche
Materie hinsichtlich der Gesetzgebung zum selbständigen Wirkungebereich der Länder gehört , stellte der Berichterstatter den An¬
trag , den Gesetzesbeschluß vom 22 . Juli 1949 zu wiederholen.

Dieser Antrag wird ohne Debatte angenommen.
Zweiter _ Punkt 4er Tagesordnung ist das Ersuchen des Straf¬

bezirksgerichtes Wien , Abt . I , vom 24 . 11 . 1949 ; um Zustimmungzur strafgerichtlichen Verfolgung des Landtagsabgeordneten Karl
Wicha ( WdU ) .

Berichterstatter Koci ( SPÖ ) teilte .mit , das Auslieferungs¬
begehren gründe sich darauf , daß .am 5 . Oktober 1949 in der Zei¬
tung Der Unabhängige " , dessen verantwortlicher Redakteur Wicha
ist , gegen den Postamtsdirektor Bauer ehrenrührige Anschuldigun¬
gen erhoben wurden . Das Immunitätskollegium habe festgestellt,dcß Wicha zu dieser Zeit noch nicht Abgeordneter war und es
auch nicht angehe , daß ein Abgeordneter , wenn er als verantwort¬
licher Redakteur einer Zeitung zeichnet , den Schutz der Immuni¬
tät genieße . Das Kollegium stellte daher den Antrag , dem Aus-
lieferungsbegehren zuzustimmen,

Dem Antrag wurde statt egeben.
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Wiener Gemeinderat

Im Anschluß an die BandtagsSitzung trat der Wiener Gemein¬
derat unrer dem Vorsitz von Bürgermeister Dr . h . c . Körner zusam¬
men . Zu Beginn der Sitzung wurde Frau Martha Burian ( WdU ) , die
Nachfolgerin des aus dem Gemeinderat ausgeschiedenen GR . Heinrich
Franz , angelobt.

Von der Fraktion des Klubs der Unabhängigen lag ein Antragvor , der die Wiedereinführung von Fürsorgefahrsehe inen für Arbeit
lose beinhaltet . Der Antrag wurde der geschäfts ordnungsmäßigen
Behandlung zugewiesen.

Sodann referierte Stadtrat Fritsch ( SPÖ ) einen Antrag über
den Abschluß eines neuen Kollektivvertrages für die städtischen
Font arbeiten , der sich im großen und ganzen an den Kollektivver¬
trag der dem Bund unterstehenden Forstarbeiter hält.

GE . Dr . Altmann ( LB1 ) erklärte , daß dieser neue Kollektiv¬
vertrag wohl gewisse soziale Fortschritte gegenüber den bestehen¬
den Verhältnissen bringt , der Vertrag aber an dem selben Mangel
leidetj den man schon bei dem für die Land - und forstwirtschaft¬
lichen Arbeiter rügen mußte , nämlich , daß auch hier der Grundsatz
glv- ichv - r Lohn für gleiche Arbeit keine Anwendung findet und die
weiblichen Arbeitskräfte daher benachteiligt werden.

Bei der Abstimmung wurde der Antrag angenommen.
Über die nachträgliche Genehmigung des Kollektivvertragesfür die Arbeiter des Wirtschaftsbetriebes der Wein - und Obstbau¬

schule in Gumpoldskirchen und des Weingutes in Maria - Enzersdorf
referierte GR . BockJSPÖ ) . Alseine wesentliche Neuerung bezeichnet^
der ichterstatter , daß nach dem neuen Kollektivvertrag die Ar¬
beitzeit im Jahresdurch .** schnitt 48 Stünden pro Woche beträgt.Im Winter ist die Arbeitszeit mit 42 Stunden und im Sommer mit
54 Stunde festgesetzt . Die Arbeiter bekommen jedoch das ganze Jahi
hindurch einen fixen Wochenlohn.

GR . Dr . Altmann ( LB1 . ) anerkannte , daß auch dieser Kollek-
ertrag eine ganze Reihe von sozialen Fortschritten enthält,Er wandte sich aber wie in seiner vorhergegangenen Stellungnahme
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gegen die Benachteiligung der weiblichen Arbeitskräfte . Er betontedaß männliche Arbeiter nach dem Kollektiv -Vertrag 132 Schilling in
’

der Woche bekommen , während weibliche Arbeiter nur 12 ? Schillingerhalten . Er empfahl dringend diesen offenbaren Irrtum der unter¬
schiedlichen Behandlung zwischen Männern und Frauen zu beheben.

CtE ' ~ i£ ( SPO ) betonte in seinem - Schlußwort , daß der Grund¬satz , gleichen Lohn für gleiche Arbeit zu geben , auch hier gewahrtwird , ir stellte fest , daß es sich bei der Leistung der Arbeiterin¬nen im wesentlichen um leichtere Arbeit handelt , als die , die dieMänner vollbringen müssen . Er halte daher die Ausführungen seinesVorredners für überflüssig . ( Beifall bei der 3PÖ ) .
Bei der Abstimmung wurde der .Kollektivvertrag einstimmig

genehmigt.
Tiber das Budgetprovisorium der Stadt Wien berichtete Stadt-rat Durch die im heurigen Herbst durchgeführten Wahlen unddem Wechsel im Finanzministerium war es nicht möglich , das Bundes-u gft für aas Jahr 1950 rechtzeitig aufzustellen . Eine zweite Ur¬sache dafür war , daß im Nationalrat erst vor einigen Tagen Gesetzeüber Steuerermäßigungen beschlossen wurden , die ebenfalls das Bun¬

desbudget beeinflussen . Deshalb war es auch der Gemeinde Wiennicht möglich , das Budget für 1950 rechtzeitig zu erstellen.
Der Berichterstatter stellte daher den Antrag , den Magistratzu ermächtigen , in der Zeit von 1 . Jänner bis 31 . Marz l 950 auf

Rechnung des noch festzustellenden Voran schlages 1950 jene laufen-
Uoö . . b ^ n zu leisten , die bei sparsamster Verwaltung nötig sindum die bestehenden Gemeindeeinrichtungen in Gang zu halten und den’

gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen der Stadt
■hen zu genügen . Einmalige Ausgaben dürfen grundsätzlich nur soweit geleistet werden , als es sich -am die Fortsetzung oder Abwick¬
lung von Geschäftsfällen des Jahres 1949 handelt . Neue Vorhabendurion nur m Angriff genommen werden , wenn der Amtsführende Stadt-

;; ; ^ Flnanzwesen einem diesbezüglichen Antrag zugestimmt hat.
oflautlichen Abgaben und die sonstigen städtischen Einnahmensind nach den bestehenden Vorschriften einzuheben . Die vorstehende

° ÜHdei sinngemäß auch auf die Unternehmungen der Stadtlen Einwendung . ( Lebhafter Beifall bei der 3PÖ ) .
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Bürgermeister Dr . h . c . Körner bringt ein Schreiben des
Gemeinde rate s Dr . Soswinski zur Kenntnis , in dem dieser mitteilt,
er lege Wert auf die Feststellung , daß er in der letzten Sitzung
des Gemeinderates nicht die Absicht gehabt habe den Amtsführenden
Stadtrat Resch persönlich zu beleidigen . Es liege ihm ferne,
politische Auseinandersetzungen mit . persönlichen Beleidigungen
zu führeno - Er ziehe deshalb mit Bedauern den in der letzten Sit¬
zung gebrauchten Ausdruck zurück . ( Bekanntlich hatte Dr . Soswinski
einen Ordnungsruf erhalten , weil er den Ausdruck “ Schmierenkomö-
diant “ gebraucht hatte . )

In seinen Ausführungen zum Budgetprovisorium verwies GR.
Dr . Goswinski zunächst darauf , daß es im Gemeinderat der ersten
Republik niemals ein Budgetprovisorium gab . Seit dem Jahr 1945
sei dieses Provisorium bereits das zweite . Seiner Meinung nach
habe kein Grund für die nicht zeügerechte Vorlage des Voranschla¬
ges bestanden . Andere Länder hätten ihn auch fristgerecht einge-mo n o
bracht und beraten . Es scheine so , als ob/im Oktober gar nicht
an die zeitgerechte Vorlage gedacht habe und schon damals £ est-
gestahden sei , daß man bei der Vertretung der Interessen Wiens
nicht festbleiben werde . Das Finanzministerium fürchte bei den
Beratungen die Unnachg ;idbigkeit der Vertreter Vorarlbergs oder
Salzburgs viel mehr als des Wiener Vertreters . Das erste Notopfer
habe der Gemeinde Wien 47 Millionen , dieses wieder 47 Millionen
und außerdem 60 Millionen Schilling gekostet . Außerdem habe die
Gemeinde Wien auf eine Reihe anderer Einnahmen verzichtet . Ein
Grund für das Provisorium sei auch die Abwertung des Schillings.
Der Redner verweist auf die nachteiligen Folgen dieser Abwertung
für die abwertenden Länder und bemängelt im besonderen das Fehlen
einer Planwirtschaft in der Gemeinde,, , auf . lange Sicht . Während
man in anderen Ländern dazu übergeht , MehrJahrespläne aufzustel¬
len , geht man in Österreich zu Viermonatsplänen über , eine Kon¬
zession an die Gegner der Planwirtschaft , die sie sich in ihren
kühnsten Träumen nicht vorstellen konnten . Die gesamte Finanz¬
politik der Gemeinde Wien sei von der des Bundes abhängig . An
der Spitze dieser Finanzpolitik stehe aber ein bewährter Vertre¬
ter des Kapitals , der zum Klassenfeind gehöre . Dieses Budgetpro-
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visorium diene nicht dem Wiederaufbau , es stehe nicht im Dienste
der Verbesserung der Lebenshaltung der Bevölkerung , aus diesem
Grunde lehne es seine Fraktion ab,

GR « Dr . Roberts chek ( ÖVP ) erklärt , seine Fraktion werde die¬
sem Provisorium zustimmen . Mit Freude habe man bei der Verab¬
schiedung des Finanzausgleichgesetzes im Parlament feststellen
können , daß die Vertreter des Bundes Einsehen mit d .en Nöten der
Lanaer und Gemeinden haben , so daß es möglich wurde , den Gemein¬
den die Gewerbesteuer zu erhalten und ein Einvernehmen hinsicht¬
lich der Abrecnnungstermine zu erzielen . Der Redner appelliert
trotz der Festlegung der sparsamsten Verwaltung während des Pro¬
visoriums die dringenden sozialen und fürsorgerischen Maßnahmen
sowie den Wohnhauswiederaufbau nicht zu vernachlässigen . Er regt
des weiteren eine Lockerung der Steuerschraube in der Gemeinde
Wien und Abstandnahme von einer allzu rigorosen Praxis bei der
Steuereinhebung an . ( Beifall bei den Parteigenossen ) .

( •' dU ) teilt für die Unabhängigen mit , daß diese
sich dem Vorschlag des Finanzreferenten anschließen . Die Unab¬
hängigen seien zwar über die derzeitigen Verhältnisse nicht ent¬
zückt , erklär oen oich aber bert .it , die notwendigen Konsequenzen
zu ziehen . ( Beifall bei den Unabhängigen ) ,

Amtofühlender o tadtrat Re sch bemangeite in seinem Schluß¬
wort , GR . Dr . Soswinski habe hauptsächlich zu Fragen des Bundes¬
haushaltes gesprochen . Ihm obliege es aber nur , den Gemeindehaus¬
halt zu vertreten . Daß vor dem Jahre 1934 niemals ein Budget¬
provisorium beschlossen werden mußte , nach 1945 bereits aber
zwei , sei darauf zurückzuführen , daß diese Stadt auch noch nie¬
mals so schwere Opfer auf sich , nehmen mußte und noch 5 Jahre nach
^ nde des Krieges durch fremde Truppen besetzt ist . ( Lebhafte Zu¬
stimmung ) . Gegenüber der Meinung , das Budget hätte zeitgerecht
vorgt . lcgt werden können , erklärte er , daß er bis vor kurzen nicht
wußtt

fa -‘- '-' S - - - - uc ex ,
ob ihm 240 Millionen menr oder weniger zur Verfügung ste 1

htn vriir den . Dies müsse von einem verantwortungsbewußten Finanz¬
referenten berücksichtigt werden , betrage doch allein das Baubud-
get der Gemeinde 200 Millionen Schilling . Wenn Dr . Soswinski
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Wien aoer habe sich außerdem ein eigenes Abgabensystem geschaffen,
das mehr Einnahmen als die aus den gemeinschaftlichen Bundesabga¬
ben einbringe .. . Die finanzielle Lage dieser Stadt sei in viel ge¬
ringerem Ausmaß von den Anteilen des Bundes abhängig , als die
irgend eines anderen Landes oder einer anderen Stadt . Die Ermächti¬
gung an den Pinanzroforenton zur Bewilligung einmaliger Ausgaben
sei ein Vertrauensvorschuß des Gemeinderates , da es keinen anderen
Weg zur Bewilligung einmaliger noch nicht feststehondor Ausgaben
gebe . Er , der Amtsführende Stadtrat , hoffe jedoch , daß ihm seine
bisherige Tätigkeit wenigstens bei der Mehrheit dieses Hauses
aiGoen Vertrauons vor schuß errungen habe «» Er werde dieses Provi¬
sorium sicher nicht dazu benützen , produktive oder soziale Leistun -r
gen 0 inzuschränken oder einzustellen.

Zu dom Wunsch des GR . Dr « Robetschek nach Steuersenkung
führt : er aus , er halte die Wirtschaft noch nicht für genügend kon¬
solidiert . Man wisse heute noch nicht , mit welchen dauerden Ein¬
nahmen die Stadt rechnen könne . Daher sei cs noch zu früh etwaige
Stouersenkungsmaßnahmen zu überlegen . Im übrigen seien die Länder
und Gemeinden an dom Stouernachlaß der Lohnsteuer und der veran¬
lagten Einkommensteuer mit 50 Prozent beteiligt , so daß ihr Steuer¬
verlust ebenso hoch ist wie der des Bundes.

Auf die Anregung des GR . Dr . Robetschek einer weniger
strengen Stouoreinhebungspraxis eingehend , erklärte Stadtrat Rosch:
Ich kann einer Milderung der Steuereinhebungspraxis der Gemeinde
nicht das Wort reden . Ich bin im Gegenteil der Auffassung , daß cs
für die Bevölkerung unerträglich ist, - daß ein Teil von ihr , vor
allem die Arbeiter und Angestellten , ihre Steuern nicht nur voll¬
zählig , sondern auch pünktlich entrichten muß , während bei einem
anderen Teil der Bevölkerung die Steuermoral so tief gesunken ist,
daß heute in Österreich die Steuerhinterziehung nicht nur geradezu
oin Sport geworden ist , sondern eine sogar neue Wissenschaft , die
von Fachmännern offen gelehrt wird . ( Zustimmung bei den Partei¬
genossen . )

Wenn zum Beispiel ein namhafter Künstler dieser Stadt,
noch dazu ein Mann , der einen Großteil seines Einkommens nicht aus
seiner künstlerischen Betätigung bezieht , sondern aus Gewerbe-
betrieben , an denen er beteiligt ist , seine Popularität dazu miß¬
braucht , um der Öffentlichkeit einzureden,daß die Aufdeckung sei-
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ner Steuerhinterziehung durch .die Finanzbehörden ein Verbrechen
an der Kunst wäre und sich für diesen Fall noch Zeitungen

’
finden,

die diese Auffassung vertreten und unterstreichen , so ist das ein
Tiefpunkt der Steuermoral , wie ihn wohl kein anderos Land in Euro¬
pa aufweist * ( Lebhafter Beifall bei den Parteigenossen * ) In angli¬
kanischen Staaten gilt die Steuerhinterziehung nicht nur als ge¬
wöhnlicher Betrug , sondern als ein Betrug an der Nation , der nicht
nur mit der Entziehung jeder Gewerbeberechtigung , sondern auch
mit der persönlichen Ächtung dos Schädlings an der Gesamtheit ge¬
ahndet wird * Wenn es etwa in England ein Künstler wagen würde,
sich gegen eine nachgewioseno Steuerhinterziehung aufzulehnen , so
würde dieser Mann nicht oino Minute mehr auf irgendeiner Bühne die¬
ses Landes stehen können , ohne von dein Unmut der gesamten Bevöl¬
kerung hinweggefegt zu werden * Diese Stouerunmoral zu bekämpfen,
halte ich für eine meiner wesentlichsten Aufgaben * Es kann keinem
Mann dieser Stadt , der seine Steuern pünktlich und ordentlich ent¬
richtet , zugemutet werden , daß er nur deswegen höhere Steuern ent¬
richten muß , weil ein anderer Teil der Bevölkerung einen Großteil
seiner Steuern hinterzioht * ( Erneuter Beifall . )

Zu den abgeschlossenen Verhandlungen über den Finanzaus¬

gleich erklärt Stadtrat Resch , daß es gelungen sei , das Notopfer
für den Bund etwa auf ein Viertel dessen horabzudrücken , was von
der Stadt Wien ursprünglich gefordert wurde * Der neue Finanzaus¬
gleich sei kein Sieg der Gemeinden oder Länder , sondern sei aus
der Erkenntnis abgeschlossen worden , daß ohne einen geordneten
Bundeshaushalt keine geordneten Gerneindehaushalto möglich sind*
Stadtrat Resch tadelt die kurzsichtige Politik der Kommunisten in
dieser Frage und schließt , es habe keinen Länder - oder Gemeinde¬
vertreter gegeben , der nicht der Überzeugung war , daß das dem Bund
zugestandono Notopfer für die Aufrechtorhaltung des Bundeshaus¬
haltes nötig war und daß das Notopf er in einer Höhe beschlossen
werden konnte , die für alle Länder und Gemeinden gerade noch er¬
träglich ist*

Bei der Abstimmung wird das Budgetprovisörium ohne die
Stimmen der Kommunisten beschlossen*

\ ,M i.*

GR » Schwaige r ( ÖVP ) referiert sodann einen Antrag auf Ge¬
währung einer Subvention an den Wiener Trabrennverein in der Höhe
von 33 * 000 Schilling * Es handelt sich um den " Preis der Stadt Wien ” ,tor 30 * 000 Schilling beträgt , und einen Ehrenpreis von 3000 Schil¬
ling,

GR * Dr . Matejka ( L . B1 * ) erklärt , daß er sich verpflich¬
tet fühle , zu diesem Antrag Stellung zu nehmen . Wenn der Gemeindo-
rat einmal im Frühjahr , einmal im Sommer , dann im Herbst usw*

Subvon-
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tionen bewilligt , wäre es naheliegend - zu fragen , wie hoch die
Subvention für die eine und wie nieder die Subvention für die
“ ndeic Organisation ist und in welchem Verhältnis die Subyen-
tionsbeträge überhaupt zueinander stehen , ob sie mehr kulturell
betont sind oder mehr wirtschaftlich , oder ob sie allgemein kon¬
ventioneller Art sind . GE . Dr . Matejka führt einige Beispiele an,wonach zum Beispiel die Erste Österreichische Krüppelvereinigungals Subvention 2 . 500 Schilling bekommen hat , der Verein erwach¬
sener Blinder 5 . 000 Schilling , der Sonnblickverein 3 . 000 Schil¬
ling , aie Gesellschaft zur Erforschung und Bekämpfung des Krebs
4 . 000 Schilling usw . und verglich die große Bedeutung dieser
Vereinigungen mit der des Trabrennvereines . Weiters erwähnt er,daß der Verband demokratischer Schriftsteller und Journalisten’
überhaupt keine Subvention erhalten hat . GE . Dr . Matejka gäbeder Hof ;fnun g Ausdruck , daß es St .dtrat Mandl mit Erfolg gelin¬
gen möge , die in der letzten Sitzung des Gemeinderates erfolgte

nkündigung eer o '- moinderatin ITodl , daß im kommenden Jahr 900 . 000
Schilling allem für die Wiener Symphoniker zu erwarten sein
werden , zu verwirklichen . GE . Dr . Matcjka richtet abschließend
an aen Stadtsenat und den Bürgermeister die Bitte , daß im kom¬
menden Jahr Subventionen von Seiten der Gemeinde nach einem
wirklich

^
einheitlichen und gediegenen , sachlichen Plan gegebenweruen . m hofft , daß sein Aufruf für eine planmäßige Subven-

tionspolitik nicht umsonst war.
GH - Schwaiger ( ÖVP ) antwortet in seinem Schlußwort , daßder Sraorennverein den Ruf der Stadt Wien als Kulturstadt för¬dert und der Stadt auch bedeutende Einnahmen bringt . Jeder wisseauch , wieviele Wirtschaftszweige an dieser Institution interes¬

siert sind und wieviel Geld durch diese Institution wieder indie Wirtschaft hineinfließt.
Was die Subventionierung der geistigen Arbeiter , alsoauch dar demokratischen Schriftsteller anlangt , so wird der Ge¬

meinderat sicher bemüht sein , die geistigen Kräfte zu fördern.- i wird sich aber erlauben , die Auswahl selbst zu treffen.
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GR * Schwaiger vorweist GR . Dr,Matsjka darauf , dass Frau GR . .
Nödl in dor letzten Gomeinderatssitzung mitgeteilt hat , dass
die Symphoniker eine Subvention von,900 . 000 Schilling be¬
nötigen würden . Ein Teil dieser Summe soll auch aus den Ein¬
nahmen des Kulturgroschens gegeben Worden.

Der Antrag auf Gewährung einer Subvention an den Trab-
rennveroin wurde angenommen.

GR . Dinstl ( SPÖ ) referierte dann einen Antrag betreffend
dio Abänderung und Neufestsetzung des Flächonwidmungs - und
Bebauungsplanes für das Gebiet des Stephansplatzes im 1 . Bezirk.
Er erklärt , dass dor Stephansplatz der Wirtschaftmittelpunkt
der Bundeshaupt ist und daß für seine Neugestaltung ein städte¬
baulicher Wettbewerb ausgeschrieben wurde , der in weitesten Kreisen
der Bevölkerung das größte Interesse fand . Er ging dann auf die
näheren Einzelheiten der neuen Verbauung ein.

GR . py. Mate .jka ( LBl ) bezeichnete das Problem der baulichen
Regelung dos Stephansplatzes als eines , das die gesamte Wiener Be¬
völkerung angeht . Der Redner bemängelte daher , dass in so einer
wichtigen Frage diesmal kein einziger plan , keine Karte und kein«
Photo , wie es sonst üblich ist , im Gemeinde rat angebracht wurde.
Es sei eine grobe Unterlassung , dass diese Veranschaulichung des
Themas fehlt . Dr , Matejka bemängelte ferner , dass auch hier der
Stadtsenat dem Gemeinderat vorausgeeilt sei und darüber schon be¬
schlossen hat.

Im Verlauf seiner weiteren Ausführungen kritisierte der
Redner , dass die mit der Verfassung des Generalstadtplanes betraute
Persönlichkeit bisher im Gerneindsrat keinen Vortrag darüber gehal¬
ten h ?. t , wie weit seine Planungsarbeiten gediehen sind , wohl aber
in einer Berufsorganisation der Österreichischen Architektenschaft.
Dieser Mangel wirkt sich auch bei dom. Problem des Stophansplatzos
au So

GR . Dr . Matejka zitierte in diesem Zusammenhang Pater Lom¬
bard ! , der sagte , dass Freiheit und Privateigentum beschränkt wor¬
den müssen , wenn cs das allgemeine Wohl verlangt ; denn vor dem
Privateigentum steht das Recht aller auf das Loben , und vor der
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berechbigten Sorge tun . das Morgen stellt die Sorge der vielen tun
das Heute . Dr . Matejka stellte fest , daß er sich kaum eine bes¬
sere Erklärung für die Regelung des Stephansplatzproblemes denken
könne als diese Worte.

Auf die seinerzeitigen Wettbewerbe um den Stephansplatz
eingehena , bemängelte der Redner , daß den Architekten eine ge¬
bundene Marschroute im Hinblick auf die Grundbesitzverhältnisse
vorgeschrieben wurde . ikLese Grundbesitz Verhältnisse sind es aber,
die vom Geist der Stephanskfrche und des Platzes endlich beein¬
flußt werden sollten . ,

P ^ i Redner suellte zum Abschluß fest , wenn nach den bis¬
herigen Methoden weiter geplant wird , könne man zu keiner moder¬
nen Stadtplanung kommen . Er stellte den Antrag , das Problem des
Stephansplatzes nochmals gründlich zu erörtern und das Geschäfts¬
stück an den zuständigen Gerne inderatausschuß rückzuverweisen.

GR . Dinstl ( SPÖ ) stellte in seinem Schlußwort fest , daß
nach der Bauordnung ein Fachbeirat für Wien unter dem Vorsitz
von Dombaumeister Prof . Dr 0 Holay bestimmt ist . Das Problem des
Stephansplatzes wurde in nicht weniger als insgesamt 38 Sitzun¬
gen behandelt . Er teilte ferner mit , daß der Gemeinderatsausschuß
VI bereits beschlossen habe , daß der Chef der Stadtplanung im
nächsten Gemeinderat einen Bericht über seine Arbeit geben soll.

Boi der Abstimmung wurde der Antrag des Linksblocks abge—
lehnt , und der Flächenwlämungs - und Bebauungsplan für den Stephans-
platz angenommen.

Dann berichte te GR . .eie ue rmann ( SPÖ ) über den Umbau des
Fußgängersteges über das Mühlwasser im Zug des Biberhaufenweges
im 22 . Bezirk . Es soll hier eine Fahrbrücke mit einer Fahrbahn¬
breite von 3 . 50 Meter und eine .. . Gehsteigbreite von 1 . 50 entstehen,
für die ein Betrag von 135 . 000 Schilling vorgesehen ist . Die neue
Brücke soll eint ; vom Hochwasser unabhängige Verbindung schaffen.

• Hausner ( LBl ) begrüßte dieses Projekt als den ersten
schritt der getan wird , um den Bedürfnissen der dort wohnenden
3 . 000 Menschen entgegenzukommen . Er gab seiner Hoffnung Ausdruck,

mit del Errichtung der Brücs .c rasch , begonnen und gleichzeitig
kiborhaufenweg ausgebessert wird . Er bat , daß in der Zukunft
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Auf diesem Gebiet wurde also ganz - Außerordentliches geleistet.
Der zuständige Gemeinderatsausschuß hat am 15 . . Dezember beschlos-

• •

sen , für städtische Pflegekinder den Pflegeeltern eine Überbrückungs
hilfe von 20 Schilling zu gewähren .

' GR . Lauscher hat es , so schloß
Vizebürgermeister Hcnay , leichter als wir . Seine Fraktion trägt
für die Stadtverwaltung keine Verantwortung . Ein BedeckungsVor¬
schlag ist seinerseits nicht gemacht worden , daher kann sein An¬
trag auch nicht zur Annahme empfohlen werden.

Nach Ablehnung des Minderheitsantrages des GR . Lauscher
wurde der Antrag des Berichterstatters angenommen.

Vorsitzender Bürgermeister Dr . h . c . Körner schlosdr • die
Sitzung mit .folgenden Ansprachen Die drei ersten Sitzungen des
neugewählten Gemeinderates haben eine Andeutung gegeben , welchen
Schwierigkeiten wir in den nächsten Jahren gegenüberstehen . Wir
werden den Ausgleich zwischen Finanzen und sozialer Wohlfahrts¬
fürsorge sowie den anderen Ausgaben finden müssen . Das Jahr 1950
liegt gänzlich unsicher vor uns . Ich weiß mich eins mit Ihnen
allen , wenn ich den Wunsch ausspreche , daß wir zum Staatsvertrag
kommen , denn erst dann , wenn der Staatsvertrag da sein wird und
die Besatzungen nicht mehr in unserer Republik stehen , wird der
VolkowiIle klar und deutlich in Erscheinung treten und durchge-
führ t werden k önne n.

Der Bürgermeister wünscht im Namen des gesamten Gemein¬
derates der geplagten , braven Bevölkerung von Wien ein schönes
Weihnachtsfest und ein glückliches Neujahr.

Unter anhaltenden Beifall der Mitglieder des Gemeinde¬
rates , die sich von den Plätzen erhoben haben , begeben sich für
die vier Klubs die Gemeinderate Lotsch ( SPÖ ) , Mühlhauser ( ÖVP ) ,
Lauscher ( LB1 ) und Wicha ( Wdü ) auf die Präsidentenestrade und über¬
mitteln dem Bürgermeister die herzlichsten Glückwünsche,

Schluß der Sitzung 13 . 20 Uhr . •
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Verlängerung clor Autobuslinie 30 nach Liesing

Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse des Gebietes
Inzersdorf - Erlaa - Atzgersdorf , wird die Autobuslinie " 30 " ,
die derzeit zwischen Troststraße und Inzersdorf , Draschestraßo
betrieben wird , von Dienstag , den 27 . Dezember an , auf der Route
Drasohestraße - Priester Straße ( Siedlung Hungereck ) - Stein¬
hofstraße ( Siedlung Schwarze Heide , Inzersdorf , Strandbad
Steinsee ) - Anton Baumgartner - Straße • ( Heu Erlaa ) - Erlaaor

Hauptstraße ( Alt Erlaa ) - Josef Österreicher - Gasse - Atzgers¬
dorf , Brunnerstraße - Kernstock - und Seybclgasse ( Industrie¬
viertel ) bis Liesing , Lehmanngasse geführt . Die Verlängerung
nach Liesing ist nur in größeren Intervallen vorgesehen , die

jedoch für den Berufsverkehr in den Brüh - und Abendstunden

entsprechend verkürzt werden . Die Stammlinie wird von nun an

ganztätig von der Troststraße bis Inzersdorf , Pfarrgasso ge¬
führt.

Erster Letzter
Autobus

h b
5 * 27 22 * 37

h h
7 ’ 00 22 » 37

h h
5 ’ 47 21 * 30

7 ' 00 11 19 ' 00h

h h
5 * 39 22 » 50

h h
7 ? 43 22 * 50

Tn
6 ' 11 22 ' 01

h h
7 1 27 19 * 27 .

Die Fahrpreise und die Teilstreckengrenzen sind aus
den in den Autobussen angebrachten Anschlägen zu ersehen.

Von Troststr . nach Inzersdorf , Pfarrg » , .
an Werktagen

" " " Inzersdorf Pfarrg . an
Sonn - und ^Feiortagen

" " ’* Liesing , Lehmanng . an
Yvre rktagen

" ’* ” Liesing , Lehmanng » an
Sonn - und Feiertagen

” Inzersdorf , Pfarrg . nach Troststr.
an Werktagen

" " nach Troststr . an
Sonn - und Feiertagen

" Liesing , Lehmanng » nach Troststr . an
Werktagen

" " " nach Troststr . - an
Sonn - und Feiertagen
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Geehrte Redaktion!

Der Text unserer Notiz auf Blatt 1513 soll richtig lauton:
Eier - Sonderaufruf

Dio landesernährungsamter für Wien und für Hioderöstorreich
geben bekannt:

In Wien und in den Randgomoindcn werden in nächster Zeit
Kühlhaus - und Kalkeier ausgegeben . Auf den Abschnitt 18 der lau¬
fenden Lebensmittelkarte erhält jeder Normalverbraucher 2 Stück,
ohne Anspruch auf eine bestimmte Eiorsorteo

Kalkeier kosten 96 g und Kühlhauseier 1 * 18 S pro Stück.
Die Vorarbeiten für die Ausgabe sind so weit gediehen , .daß mit
dem Einzelvorkauf im Laufe der nächsten Woche begonnen werden
kann.

In Wien dürfen nur Abschnitte mit dem Kennzeichen W
( =Wien ) angenommen werden.
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